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Verbindende Partei
Zur Strategie der LINKEN gegen die Krisenpolitik der Großen Koalition und den rechten Kulturkampf

von Bernd Riexinger

erhöhen. Auch aus der deutschen Bundesregierung wurde wie-
derholt mit dem erzwungenen Austritt aus dem Euro gedroht – 
obwohl dieser derzeit für die neoliberalen Eliten in Deutschland 
und in der EU keine wirkliche Option darstellt. Mit der Pis tole 
auf der Brust hat die Syriza-Regierung das Mögliche erreicht – 
vor allem Zeit gewonnen, um überhaupt anfangen zu können. 
Aber: Das Verhandlungsergebnis läuft auf eine Fortsetzung des 
laufenden Programms mit Korrekturen heraus. Die sozialen So-

Seit Syrizas Wahlsieg weht ein neuer Wind in Europa: ein Wind 
des Aufbruchs gegen eine perspektivlose Krisenpolitik. Die so-
zial und wirtschaftlich gescheiterte Austeritätspolitik wurde in 
demokratischen Wahlen ebenso abgewählt wie das autoritäre 
Regime ihrer Durchsetzung mit Mitteln der finanziellen Erpres-
sung und der Aushebelung der Demokratie durch die Troika. 
Aus den Zentralen der Akteure dieser autoritären Krisenpolitik 
– aus Frankfurt, Brüssel und Berlin – weht ein rauer Gegenwind. 
Bei den Verhandlungen über die Verlängerung des Kreditpro-
gramms wurde die Syriza-Regierung erpresst. Die EZB tut al-
les, um den finanziellen Druck auf die griechische Regierung zu 

Bernd Riexinger ist Parteivorsitzender der LINKEN, zuvor war er lange Jahre 
Geschäftsführer des ver.di-Bezirks Stuttgart.
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forthilfen für die in die Armut gestürzten Teile der Bevölke-
rung stehen unter Finanzierungsvorbehalt und sind dement-
sprechend umkämpft. Die Ereignisse der letzten Wochen zeigen 
deutlich, dass es sich um weniger als einen Waffenstillstand 
handelt: Die finanzielle Erpressung Griechenlands geht wei-
ter. Dabei spielte auch die Angst der neoliberalen Eliten in Eu-
ropa vor einem Domino-Effekt eine Rolle: Syriza darf aus ihrer 
Sicht nicht erfolgreich sein, sonst drohen Brüche mit der Au-
steritätspolitik auch in anderen Ländern wie Spanien, Irland 
und Italien. So besteht die Gefahr, dass der mögliche Aufbruch 
in Griechenland und Europa schon nach wenigen Monaten im 
Keim erstickt wird.

Die politische Elite ist erstarrt. Sie hält am harten »Kern« 
des neoliberalen Projekts fest, das David Harvey zutreffend als 
»Klassenkampf von oben« bezeichnet hat. »Wettbewerbsfähig-
keit« soll durch weitere Lohnsenkungen, prekäre Arbeit und 
Schwächung der Gewerkschaften, Sozialabbau und Privatisie-
rungen durchgesetzt werden. Bereits der Lissabon-Vertrag war 
durch massive Demokratie-Defizite gekennzeichnet. Das Krisen-
regime aus EZB, Fiskalpakt und Troika erhöht den Druck, damit 
eine am Dogma der Wettbewerbsfähigkeit orientierte Politik zu-
gleich durch und gegen demokratisch legitimierte Institutionen 
ihren Weg finden kann. Die Demokratie wird dabei als »markt-
konforme« entleert und zerstört. Die Krise kann aber nicht mit 
der aktuellen Kombination von Niedrigzins- und Austeritätspo-
litik gelöst werden: ein ganzer Wirtschaftsraum kann sich nicht 
aus der Krise heraussparen. Große Teile Europas hängen im 
Teufelskreislauf von Rezession und Überschuldung, Kürzungs-

politik, Massenarbeitslosigkeit, weiterer Verschuldung und Ein-
brüchen der Wirtschaft fest. Die Konfrontation zwischen Sy-
riza und den »Institutionen« der Troika haben die politischen 
Aus einandersetzungen um die Austeritätspolitik und die Zu-
kunft Europas neu entfacht. Die Risse innerhalb des neolibe-
ralen Blocks nehmen zu, weit ins bürgerliche Lager mehren sich 
die Stimmen, die vor einem »weiter so« warnen und in der neo-
liberalen Krisenpolitik eine perspektivlose und gefährliche Po-
litik erkennen, die nur auf Sicht fährt und die Krise durch den 
Kauf von Zeit verschiebt.

Zur europäischen Krise und einer erstarrten Elite gehört auch 
die Komplizenschaft der europäischen Sozialdemokratie. Der 
griechische Finanzminister Varoufakis sieht ihr Scheitern da-
rin, dass sie einen »faustischen Pakt« mit den Profitinteres-
sen von Konzernen und Vermögenden eingegangen ist und den 
Kampf um die Umverteilung zugunsten der Lohnabhängigen 
aufgegeben hat. Durch ihre Unterstützung der verheerenden 
Austeritäts- und Wettbewerbspolitik fällt sie derzeit als Trieb-
kraft einer Alternative zum Finanzkapitalismus und zur Zerstö-
rung der Demokratie aus – und wird in immer mehr Ländern 
mit dem Verlust ihrer sozialen Basis gestraft. In vielen Ländern 
hat diese Lücke der Repräsentation eine gefährliche Rechtsent-
wicklung möglich gemacht. Rechtspopulistische und neofaschis-
tische Parteien (vom Front National über FPÖ und AfD bis zu 
den faschistischen Parteien in Griechenland oder Ungarn) sto-
ßen in die Lücke der Repräsentation. Es ist eine offene Frage, ob 
die europäische Sozialdemokratie ihre historische Krise überle-
ben kann – ihre Basis wird sie beantworten.

Für die europäische Linke birgt diese Entwicklung große 
Chancen und große Risiken. Ihre Wiederbelebung ist die ein-
zige Möglichkeit, die sozial verheerende Abwälzung der Kosten 
der Krise auf die Mehrheit der Menschen zu stoppen und eine 
zunehmend autoritäre Entwicklung in Europa zu verhindern. 
Wenn sie zum Motor der Bewegungen gegen die Krisenpolitik 
wird wie in Griechenland oder Spanien, hat sie die Chance, zur 
hegemonialen Kraft in der Gesellschaft zu werden. Alvaro Gar-
cia Linera, der stellvertretende Ministerpräsident Boliviens, hat 
die Erstarrung Europas und der europäischen Demokratie kriti-
siert und die europäische Linke zu gemeinsamem Handeln und 
mehrheitsfähigen Alternativen aufgerufen. Die Ideen dafür sind 
zum Teil weit gediehen, die Linke in Europa hat in den letzten 
Jahren immer wieder Vorschläge zur Überwindung der Krise 
und für einen wirtschafts- und sozialpolitischen Kurswechsel 
in die politische Auseinandersetzung eingebracht.

Eine europaweite Mobilisierung für einen Kurswechsel und 
eine Wiederbelebung der Demokratie in Europa könnte sich um 
folgende Punkte drehen:
■ das sofortige Ende der unsozialen Kürzungspolitik und die 

Auflösung der Troika,
■ eine europäische Schuldenkonferenz,
■ ein europaweites Zukunftsinvestitionsprogramm zur Be-

kämpfung der Jugend- und Massenerwerbslosigkeit und Ar-
mut.

■ Der Machtmissbrauch der europäischen Zentralbank zur 
Durchsetzung neoliberaler Politik beim Ankauf von Staats-
anleihen muss gestoppt werden. Statt die Finanzmärkte mit 
Geld zu fluten und so neue Spekulationsblasen zu nähren, 
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müssen den Staaten Mittel für Investitionen in die öffent-
liche Infrastruktur, gute Bildung, Gesundheitsversorgung, in 
den Wiederaufbau der Industrie und den sozial-ökologischen 
Umbau der Wirtschaft, der Energieversorgung und Mobi-
lität zur Verfügung gestellt werden. Zur Finanzierung von 
Zukunftsinvestitionen und Schrumpfung der Finanzmärkte 
braucht es eine radikale Umverteilung des Reichtums: Die 
Forderung nach einer europäischen Vermögensabgabe für 
Millionäre und Milliardäre eignet sich ebenso zur politischen 
Zuspitzung wie die, Vermögen über 200.000 EUR von rei-
chen Griechen, Spaniern und Portugiesen auf Konten in an-
deren EU-Staaten einzufrieren und den Staaten zur Besteu-
erung zu melden.

■ Europa braucht soziale Rechte für alle und koordinierte Sozi-
alstandards, die Sozialdumping verhindern und die Gewerk-
schaften stärken. Die Forderungen nach einer Europäischen 
Arbeitslosenversicherung und Grundsicherung könnten mo-
bilisierend wirken für den Kampf um einen Sozialstaat auf 
europäischer Ebene.

■ Banken und Finanzmärkte müssen entwaffnet und unter ef-
fektive gesellschaftliche Kontrolle gebracht werden.

Die Hoffnung auf einen Kurswechsel darf sich nicht alleine auf die 
südeuropäischen Länder, auf etwaige weitere Linksregierungen 
in Spanien und Irland, richten. Führende Gewerkschaften haben 
sich dafür ausgesprochen, Europa neu zu begründen und einen 
grundlegenden Politikwechsel vorzunehmen. Bisher haben sie 
aber keine Strategie der europäischen Mobilisierung entwickelt. 
Ohne die werden sich die kommenden Angriffe auf Löhne und 
soziale Rechte und eine weitere Spirale des Drucks nach unten 
nicht verhindern lassen. Die europäische Linke muss das, was 
Gramsci »Stellungskrieg« nennt, auf die europäische Ebene tra-
gen und an einer gemeinsamen Strategie arbeiten. Es geht da-
rum, die bestehenden Risse im neoliberalen Block zu vertiefen, 
den Druck auf die Sozialdemokratie zu erhöhen und einen demo-
kratischen Aufbruch von unten zu organisieren: durch Aufklä-
rungsarbeit, europaweite Massenmobilisierungen und neue po-
litische Bündnisse. Die Kräfteverhältnisse in den »Kernländern« 
der neoliberalen EU-Architektur (allen voran Deutschland und 
Frankreich) müssen in Bewegung gebracht werden. Dabei gilt 
es, auf der europäischen, nationalen und lokalen Ebene anzuset-
zen und der ungleichzeitigen Entwicklung der Krise in Europa 
und den unterschiedlichen Kräfteverhältnissen in den einzel-
nen Ländern Rechnung zu tragen. Die Linke hier steht vor der 
Herausforderung, Alternativen zum neoliberalen Exportmodell 
in den Mittelpunkt zu rücken, die konkrete Verbesserungen der 
Arbeits- und Lebensverhältnisse für die Mehrheit der Lohnab-
hängigen hier bedeuten. Denn ohne eine Überwindung des neo-
liberalen Exportmodells in Deutschland wird es keinen grund-
legenden Kurswechsel in Europa geben.

1. Merkels Herrschaft durch Spaltung, rechter 
Kulturkampf und die Herausforderung einer 
popularen Politik von links

Hierzulande bewegt sich die Linke mit ihrer Kritik an der Kri-
senpolitik der Bundesregierung in schwierigem Fahrwasser. 
Nur eine relevante, aber deutliche Minderheit von 10-20% der 

Menschen in Deutschland spricht sich derzeit für eine Abkehr 
von Merkels unsozialer Kürzungspolitik und für einen grundle-
genden Kurswechsel in der Europapolitik aus. Während die Zu-
stimmung bei den AnhängerInnen der Linken seit 2012 gewach-
sen ist und etwa die Hälfte des Wählerpotenzials der LINKEN 
einen Kurswechsel befürwortet, sind es bei den AnhängerInnen 
von SPD und Grünen nur etwa 20%. Ebenso bei den Gewerk-
schaftsmitgliedern, bei denen die Unterstützung für diese Po-
sition seit 2012 sogar zurückgegangen ist.

Dies erklärt sich daraus, dass es Merkel gelingt, die soziale 
Frage aus der öffentlichen Auseinandersetzung herauszudrän-
gen, während im Alltagsbewusstsein vieler Menschen die Sor-
gen um die eigene Existenz und unsichere Zukunftsperspekti-
ven von den Zusammenhängen zur Europa- und Krisenpolitik 
abgetrennt sind. Von der Bundesregierung und in den Medien 
werden die im europäischen Vergleich niedrige Erwerbslosig-
keit und leichte Reallohnsteigerungen als Beleg dafür angeführt, 
dass die Krisenpolitik auch im Interesse der Beschäftigten sei. 
Für Teile der Mittelklassen hat sich die Einkommenssituation 
stabilisiert oder verbessert, die Abstiegsdynamik der Mittelklas-
sen als Folge der Wirtschaftskrise und der Agenda-Reformen der 
2000er hat sich verlangsamt. Die Bedrohung durch Altersarmut 
durch die Rentenabsenkung bis in die mittleren Einkommen 
hinein ist für viele noch nicht präsent. Veränderungen am El-
terngeld und eine halbherzige Pflegeauszeit sollen die Veranke-
rung in der Mittelschicht stärken. Zugleich werden die Gewerk-
schaften und ihre Basis stärker politisch eingebunden: Gerade 
die gewerkschaftlich organisierten Lohnabhängigen konnten 
moderate Lohnsteigerungen durchsetzen. Für die meist männ-
lichen Facharbeiter mit ungebrochener Erwerbsbiografie hat 
die Regierung einen früheren Renteneinstieg beschlossen. Der 
Mindestlohn verbessert die Lebenssituation von Millionen Men-
schen im Niedriglohnsektor – auch wenn er lückenhaft ist. Die 
Kehrseite des vermeintlichen »Jobwunders« wird aus der öf-
fentlichen Diskussion verdrängt: die zunehmende Spaltung zwi-
schen Arm und Reich, 11 Millionen Menschen in prekären Jobs, 
Millionen Dauererwerbslose ohne Zukunftsperspektiven. In fast 
allen Berufen nehmen Arbeitsdruck und Stress zu. In der In-
dustrie wurden die Arbeitsintensität erhöht und Auslagerungen 
verstärkt. Der Erfolg des »Merkelianismus« in der geräuschlo-
sen Durchsetzung neoliberaler Wettbewerbspolitik im Inneren 
und in Europa hängt maßgeblich mit der erfolgreichen Stabi-
lisierung des Exportmodells in der Krise zusammen: Die deut-
sche Exportindustrie profitiert von der Krise, auch durch den 
schwachen Euro und niedrige Zinsen. Teile der lohnabhängigen 
Mittelklassen werden eingebunden, während große Teile der Er-
werbslosen, Armen und Prekären von der neoliberalen Politik 
nicht vertreten werden. Durch erniedrigende Sanktionen für Er-
werbslose und die Erfahrung permanenter Unsicherheit werden 
viele Menschen entmutigt. Die niedrige Wahlbeteiligung bei der 
Bundestagswahl und den letzten Landtagswahlen trägt so zur 
Stabilisierung der neoliberalen Politik bei.

Den Herrschenden ist es mit der Verschiebung der Krisen-
herde nach Südeuropa gelungen, die Krise zur Staatsschulden-
krise umzudeuten und als äußerliche Bedrohung erscheinen zu 
lassen. Zugleich wurde die Bevölkerung durch die Übertragung 
der Schuldtitel auf die öffentlichen Haushalte de facto in Gei-
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selhaft genommen. Mit ihrer Krisenpolitik verspricht Merkel 
v.a. für Teile der Mittelklassen eine Sicherung des Wohlstands 
(und ihrer Ersparnisse) auf der Grundlage des Exportmodells 
und der Steigerung von Wettbewerbsfähigkeit in Europa. Da-
bei inszeniert sie sich als Verteidigerin des »deutschen« Wohl-
stands gegen die Bedrohung durch die angeblich mangelnde 
»Reformbereitschaft« für Wettbewerbsfähigkeit in den südeu-
ropäischen Ländern. Gleichzeitig werden die Agenda-Reformen, 
die zu Verarmung und sozialem Abstieg, zu prekärer Arbeit und 
dem größten Niedriglohnsektor Europas führten, als Erfolgs-
modell angepriesen. 

Die Linke darf sich nicht vom Mantra der Merkel-Regierung, 
dass es Deutschland doch gut gehe und die Menschen zufrieden 
seien, passiv machen lassen, sondern muss die zunehmende 
soziale Spaltung offensiv zum Thema machen. Die politische 
Alltagsstimmung stellt eine widersprüchliche Melange von Zu-
stimmung zu Merkels Diskurs der Verteidigung »deutscher« 
Interessen, Angst und Verunsicherung angesichts von Krisen, 
Terror und Kriegsgefahr (auch im Zusammenhang mit der Uk-
raine-Krise) und einer Unzufriedenheit mit der eigenen Lebens-
lage insbesondere bei den Armen und prekär Beschäftigten dar. 
Die in Umfragen gemessene »Zufriedenheit« vieler Menschen 
aus den mittleren und unteren Klassen hängt auch mit dem Ver-
gleich zwischen der Situation in Deutschland und in den Kri-
senländern nach dem Motto: »uns geht es ja noch ganz gut« zu-
sammen. Aber viele Studien der letzten Jahre zeigen zugleich 
eine weit verbreitete gesellschaftliche Verunsicherung und Un-
zufriedenheit aufgrund der Zunahme prekärer Arbeits- und Le-
bensverhältnisse. Die neoliberale Ökonomisierung aller gesell-
schaftlichen Bereiche stößt auf wachsende Kritik, die Resonanz 
für kapitalismuskritische Positionen hat seit der Krise zugenom-
men. Es wird auch für größere Teile der Bevölkerung sichtbar, 
welche sozialen Verwerfungen die Kürzungspolitik verursacht.

Gleichzeitig hat die Verunsicherung durch die Ukraine-Krise 
auch einer nationalistischen und rassistischen Antwort auf die 
Krisen Auftrieb gegeben. Es bildet sich eine gesellschaftliche 
»Stromlinie« eines autoritären Kulturkampfes, in dem u.a. die 
Thesen Thilo Sarrazins, ein anti-muslimischer Rassismus und 
Hetze gegen Flüchtlinge wie bei Pegida, aber auch Mobilisie-
rungen gegen Abtreibung und die Rechte von Homosexuellen, 
der Ruf nach mehr Autorität und »Leistung« im Bildungssys-
tem sowie eine rechte Demokratiekritik miteinander verbun-
den werden. Diese unterschiedlichen Elemente bündeln sich in 
der Entstehung der AfD als neuer rechtspopulistischer Partei. 
In der AfD organisiert sich derjenige Teil des Bürgertums, der 
als Reaktion auf die Krisen eine rechts-neoliberale Politik mit 
einem populistischen Diskurs vertritt. Der Rechtspopulismus 
greift Erfahrungen der »entleerten« Demokratie und Kritik an 
der politischen Elite auf und verspricht einen Kurzschluss zwi-
schen »Volk« und einer (anderen) Elite. Er stößt damit auch auf 
Resonanz bei Erwerbslosen, Prekären und denjenigen Teilen der 
Mittelschichten, die ihren Lebensstandard bedroht sehen.

Diese Entwicklung stellt eine wichtige Herausforderung für 
DIE LINKE dar. Es wäre fatal anzunehmen, dass sich die Rechts-
entwicklung nicht zurückdrängen lässt oder die Enttäuschten 
von der LINKEN nicht mehr zu erreichen seien. Der Protest ge-
gen die »etablierten Parteien« darf nicht Pegida oder der AfD 

überlassen werden. DIE LINKE ist derzeit die einzige politische 
Kraft, die die neoliberale Ent-Demokratisierung unserer Gesell-
schaft offensiv angreifen kann. Dabei ist sie für Verbündete of-
fen: Hegemonie bedarf der Einladung an Bündnispartner. Aber 
sie darf sich nicht auf Kosten ihres sozialen und friedenspoli-
tischen Profils an SPD und Grüne anpassen, denn eine solche 
Entwicklung würde zur Stärkung der AfD führen. Die LINKE 
muss den Finger in die Wunde legen, als offensive politische 
Kraft an der Seite der Beschäftigten und der Ausgeschlossenen 
sichtbar sein und die soziale Frage in den Mittelpunkt der Aus-
einandersetzung rücken. Als Antwort auf den rechten Kultur-
kampf steht sie vor der Herausforderung, zwei Strategien mit-
einander zu verbinden:

Breite Bündnisse für Toleranz reichen nicht aus. Die Linke 
braucht eine eigene Antwort auf den rechten Kulturkampf, die 
die Demokratiefrage von links politisiert. Aus Protest gegen Pe-
gida sind Tausende Menschen auf die Straße gegangen und im-
mer mehr Menschen engagieren sich für Flüchtlinge vor Ort. 
Wirkliche Demokratie, Willkommenskultur und ein selbstbe-
stimmtes Leben brauchen materielle Grundlagen. Bündnisse 
gegen den rechten Kulturkampf müssten offensiv für Demo-
kratisierung der Gesellschaft und gegen die neoliberale Politik 
der gesellschaftlichen Spaltung und Verunsicherung, gegen die 
Zerstörung der Grundlagen der Demokratie durch neoliberale 
Politik eintreten. Katja Kipping hat das auf den Punkt gebracht: 
»Wir brauchen eine Bewegung gegen Prekarisierung und nicht 
gegen Islamisierung.«

Zum anderen muss DIE LINKE eine links-populare Gegen-
strategie zum autoritären Populismus (wie dem rechten Kultur-
kampf der AfD) entwickeln. Die entscheidende Herausforde-
rung für die Linke und DIE LINKE in der Auseinandersetzung 
mit autoritärer Krisenpolitik und rechtem Kulturkampf ist es 
daher, das Terrain der Auseinandersetzungen zu verschieben 
und gegen die Abgrenzung nach »unten« oder gegen Menschen 
in anderen Ländern die soziale Frage als Klassenfrage wieder in 
den Mittelpunkt zu rücken. Sie darf die Kritik an der neolibe-
ralen EU und an der politischen Elite nicht den Rechten über-
lassen und muss dem Deutungsmuster »Südländer, die über 
ihre Verhältnisse gelebt haben«, vs. »fleißiger und sparsamer 
Norden« einen eigenen Diskurs entgegensetzen. Die Verschie-
bung des Konflikts von einem Klassengegensatz zu einem Kon-
flikt oder gar Kampf zwischen Nationen erreicht auch Teile der 
unteren und mittleren Einkommensgruppen, die Unzufrieden-
heit und Kritik an ihrer Lage mit der Position »wir zahlen nicht 
für die Griechen« ausdrücken. Demgegenüber kann die Linke 
nur dann überzeugend wirken, wenn sie erstens konkret deut-
lich macht, wer zahlen soll, und zweitens die Positionen für einen 
Kurswechsel in Europa immer mit Perspektiven und konkreten 
Forderungen zur Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen der unteren und mittleren (!) Klassen hier verbindet. 
Dabei ist es wichtig, die Gewerkschaften, aber auch die Kriti-
kerInnen der neoliberalen Politik bei SPD und Grünen ebenso 
wie kirchliche Projekte für gemeinsame Initiativen zu gewinnen. 
Zentral ist es, dass DIE LINKE ein eigenes Projekt zur Über-
windung des neoliberalen Exportmodells und Strategien ent-
wickelt, um dieses gesellschaftlich mehrheits- und durchset-
zungsfähig zu machen.
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2. DIE LINKE stärken – verbindende Partei und 
emanzipatorische Klassenpolitik

Eine solche Strategie muss zugleich DIE LINKE als aktive Mit-
gliederpartei stärken: Die Stärkung des Parteiaufbaus an der 
Basis und die stärkere gesellschaftliche Verankerung insbeson-
dere in der Arbeitswelt und den Gewerkschaften, bei Erwerbs-
losen und bei jungen Menschen entscheiden darüber, wie DIE 
LINKE in der Lage ist, zum Motor einer gesellschaftlichen Op-
position gegen die Große Koalition zu werden.

DIE LINKE hat sich nach den Bundestagswahlen erfolgreich 
stabilisieren können. Die Landtagswahl in Thüringen und die 
Wahl von Bodo Ramelow zum ersten linken Ministerpräsidenten 
in der Bundesrepublik gehört sicherlich zum Höhepunkt im 
Jahr 2014. Trotz dieses Erfolges haben die Landtagswahlen im 
Osten verdeutlicht, dass DIE LINKE nach wie vor mit struk-
turellen Problemen zu kämpfen hat. Überdurchschnittlich ge-
wählt haben uns die Erwerbslosen und die Generation über 60. 
Große Lücken gibt es bei den ErstwählerInnen und Jüngeren, 
aber auch bei den Erwerbstätigen und Gewerkschaftsmitglie-
dern. Nach wie vor ist die Partei im Westen noch zu klein und 
für den Einzug in die Landtage der Flächenländer stark vom 
Bundestrend abhängig. Die Wahl in Hamburg hat aber gezeigt, 
dass die Partei im Westen, besonders im großstädtischen Raum, 
wieder wachsen kann. Es entstehen in vielen Städten Wurzeln 
eines linken Milieus.

Um die gesellschaftliche Verankerung der Partei zu stärken, 
haben Katja Kipping und ich eine strategische Neuorientie-
rung der Partei entlang des Kampfes gegen Prekarisierung, für 

die Umverteilung des Reichtums und die Stärkung und Demo-
kratisierung des Öffentlichen vorgeschlagen. Diese ist eng mit 
der Stärkung des Parteiaufbaus an der Basis und einer organi-
sierenden und mobilisierenden Politik durch Kampagnen und 
Bündnisse mit Gewerkschaften und sozialen Bewegungen ver-
bunden (www.die-linke.de/partei/parteientwicklung/projekt-
parteientwicklung/texte/verankern-verbreiten-verbinden/). 
Dies bedeutet aber keine Abkehr von der Anti-Agenda-Politik, 
sondern ihre Neufassung auf Grundlage veränderter Kräfte-
verhältnisse.

DIE LINKE steht vor der Herausforderung, als »verbindende 
Partei« zu wirken. Das bedeutet, einen Kampf um die Hege-
monie zu führen: verschiedene Teile und Milieus der unteren 
und mittleren Klassen in Prozessen der Herausbildung gemein-
samer Weltsicht und politischer Ziele zu verbinden und eine 
neue demokratisch organisierte Wirtschaft, Politik und Kultur/
Lebensweise zu entwickeln. Die hier vorgeschlagene Strategie 
der »verbindenden Partei« bedeutet in der gegenwärtigen Kons-
tellation, die pluralen Gegenkräfte zum neoliberalen Kapitalis-
mus zu sammeln und im Hinblick auf zu entwickelnde gemein-
same Ziele zu bündeln.

Die Linke in Deutschland ist derzeit nicht in der Lage, den 
Kampf um die Hegemonie insgesamt zu gewinnen – dafür ist 
ihre gesellschaftliche Verankerung zu schwach, ist sie politisch 
zu stark fragmentiert, sind die gesellschaftlichen Krisenprozesse 
(noch) zu schwelend und die Dynamik sozialer Kämpfe insge-
samt zu schwach. Aber: Nach Jahren der Niederlagen geht es 
darum, Erfolge, Verbesserungen der Lebensverhältnisse durch 
Organisierung und sozialen Protest zu schaffen. Der Durchset-
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zung des Mindestlohns ist jahrelange Arbeit in Initiativen und 
Bündnissen zur Überzeugungsarbeit in der Gesellschaft voran-
gegangen. Eine emanzipatorische Klassenpolitik muss an den 
sich abzeichnenden gesellschaftlichen Konfliktlinien und den 
möglichen Bruchstellen des neoliberalen Blocks und der Großen 
Koalition ansetzen und für konkrete Einstiegsprojekte gesell-
schaftliche Mehrheiten schaffen. Die entscheidende Frage ist, 
auf welche Konfliktlinien und welche soziale Basis sich DIE 
LINKE als emanzipatorische, demokratisch-sozialistische Par-
tei stützen kann und wie das Verhältnis der Partei zu den ge-
sellschaftlichen Konfliktlinien und Gruppen gedacht wird. Im 
Kampf um die Hegemonie reicht es nicht, allein bestimmte Mili-
eus zu repräsentieren und für einzelne Forderungen bei Wahlen 
zu gewinnen. Es geht um die Neubestimmung einer emanzipato-
rischen Klassenpolitik, die darauf zielt, »solidarische Brücken«, 
gemeinsame politische Erfahrungen und Forderungen von Er-
werbslosen, Prekären und Kernbelegschaften zu fördern und 
Spaltungen anhand von Geschlecht, Rassismus und Nationa-
lismus entgegenzuwirken. Träger einer solchen Politik könnte 
ein Bündnis von Erwerbslosen und von Armut Betroffenen, den 
verschiedenen von Prekarisierung Betroffenen, den Beschäf-
tigten der Industrie und des öffentlichen Sektors, insbesondere 
den wachsenden Beschäftigtengruppen im Bildungs-, Gesund-
heits- und Pflegebereich sowie des sich bildenden urbanen lin-
ken Milieus sein.

»Das muss drin sein« – gegen die Prekarisierung von Arbeit 
und Leben
Ein zentrales Projekt, um die Verankerung der LINKEN bei Er-
werbslosen, Menschen in Armut und prekären Verhältnissen, 
der jungen »Generation prekär« und bei den Beschäftigten des 
Öffentlichen Dienstes zu stärken und zugleich Bündnisse zu den 
Interessen der Beschäftigten der Exportindustrie zu bilden, ist 
die auf mehrere Jahre angelegte Kampagne gegen prekäres Le-
ben und Arbeiten. Die Kampagne »Dass muss drin sein« setzt 
an den Erfahrungen und unmittelbaren Problemen an und for-
muliert das Selbstverständliche: Arbeit, von der man leben und 
die Zukunft planen kann. Dass die einen nicht überarbeitet und 
die anderen nicht unterbeschäftigt sein sollen, sondern dass wir 
gemeinsam gesellschaftliche Lösungen für die Umverteilung von 
Arbeit finden müssen. Dass die Mindestsicherung von Menschen 
ein Grundrecht ist und nicht mit Sanktionen verbunden werden 
darf. Dass Wohnen und Energie bezahlbar sein müssen, ohne 
dass die Menschen an den Rand gedrängt werden. Dass eine aus-
reichende Versorgung der Bevölkerung mit Bildung, Gesundheit 
und Pflege durch ausreichend Personal und bessere Arbeitsbe-
dingungen gesichert wird. Das muss drin sein.

Entlang des Slogans »Das muss drin sein« kann der Kampf 
darum geführt werden, was in einem reichen Land als selbst-
verständlich gilt. Es geht darum, Anspruchshaltungen an gute 
Arbeit und ein gutes Leben zu stärken – und die Verursacher 
und Profiteure der Prekarisierung auch als direkte Gegner zu 
adressieren. Es soll eine Klammer zwischen unterschiedlichen 
Kon flikten und Kämpfen geschaffen werden: neue Streiks in 
prekärer Arbeit etwa im Einzelhandel oder der Gastronomie, 
Auseinandersetzungen um den Pflegenotstand im Gesundheits- 
und Pflegebereich, Proteste gegen steigende Mieten und Ener-

giekosten und die Verdrängung von Gruppen mit niedrigen Ein-
kommen durch Gentrifizierung.

Die Kampagne soll organisierend wirken: Die Betroffenen 
sollen Akteure der politischen Auseinandersetzungen werden, 
sich beteiligen und (sich) organisieren. Sie sollen Vertrauen 
in ihre politischen Handlungsmöglichkeiten gewinnen, indem 
Konflikte geführt werden, die – auch wenn es zunächst kleine 
Schritte sind – gewonnen werden können. Solche Ansatzpunkte 
für Konflikte zu »finden« und diese zu führen, ist selbst ein 
Lernprozess und macht »Politikfähigkeit« einer »aktiven Mit-
gliederpartei« aus. Es geht um die Verbindung der Stärkung der 
Partei an der Basis mit einer Politik der Organisierung von Hoff-
nung: Eine solidarische und offene Parteikultur und Fähigkeiten 
des »Organizing« sollen es ermöglichen, dass unterschiedliche 
Gruppen (vor Ort) quer zu den sozialen Spaltungslinien zusam-
men aktiv werden und gemeinsame (Klassen)Interessen formu-
lieren, statt sich abzugrenzen. Ausgehend von offenen Kam-
pagnentreffen können sich »Mini-Kampagnen« entwickeln, 
die konkrete Erfolge erreichen, z.B. in der Skandalisierung von 
Niedriglohn und prekärer Beschäftigung bei Unternehmen vor 
Ort, bei Protesten gegen steigende Mieten in einem Stadtteil 
oder für bessere Personalbemessung im örtlichen Krankenhaus. 
Mittelfristig soll durch symbolische Aktionen, Öffentlichkeits-
arbeit und den Aufbau von Bündnissen Druck aufgebaut wer-
den, um eine oder mehrere der bundesweiten Forderungen tat-
sächlich durchzusetzen. 

DIE LINKE ist als aktive Mitgliederpartei durchaus geeignet, 
als Scharnier zwischen den verschiedenen Teilen der fragmen-
tierten Linken wie der verschiedenen sozialen Kämpfe zu fun-
gieren. Allerdings muss sie dafür auch ihre eigenen Fähigkeiten 
verbessern, aktiv und verbindend, aufregend und einladend zu 
agieren. Die Kampagne ist in diesem Sinne auch ein selbstor-
ganisierter Lernprozess, in dem Mitmachen nicht nur bedeu-
tet, einen bereits fertigen Plan umzusetzen, sondern Räume für 
Austausch zu schaffen, Fähigkeiten zur Organisierung zu entde-
cken und zu verbreiten.

Emanzipatorische Klassenpolitik für die Arbeit der Zukunft
Für eine klassen-orientierte Partei ist die Verankerung in der 
Welt der Arbeit von großer Bedeutung. Heute ist die Regulierung 
der Arbeit für die Gewerkschaften zu einer Schicksalsfrage ge-
worden. Die Tarifbindung ist über Jahre gesunken, auf 57% im 
Westen und im Osten unter 40%. Nur noch in 23% der Betriebe 
gilt ein Tarifvertrag. Auch die Reichweite der verhältnismäßig 
guten Tarifverträge im Metallbereich nimmt kontinuierlich ab. 
Die fehlende Bindekraft von Tarifverträgen ist eine der Haupt-
ursachen für zunehmende Lohnungleichheit und Spaltungen 
zwischen verschiedenen Beschäftigtengruppen. Es gehört zu-
dem zur Struktur des Exportmodells und zur Leitlinie der Poli-
tik der Großen Koalition, dass die (durch prekäre Beschäftigung 
selbst gespaltene und angesichts der Entwicklung der Produkti-
vität und der Profite viel zu niedrige) Lohnentwicklung im Ex-
portsektor mit einer strukturellen Abwertung des Öffentlichen, 
der personennahen Dienstleistungen und des Handwerks ein-
hergeht. Die Gewerkschaftsbewegung ist durch diese Entwick-
lungen mit der Gefahr verstärkter Spaltungen und Konkurrenz 
untereinander konfrontiert.
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In den letzten Jahren haben sich neue Streikbewegungen u.a. 
im Bewachungsgewerbe, in Callcentern, in der Nahrungsmittel-
industrie und im Reinigungsgewerbe, im Handel wie jüngst bei 
Amazon sowie bei ErzieherInnen oder Pflegekräften im Kran-
kenhaus entwickelt. Eine emanzipatorische Klassenpolitik um 
die Arbeit der Zukunft steht vor der Herausforderung, neue 
Streikbewegungen sowie andere betriebliche Auseinanderset-
zungen stärker mit gesellschaftspolitischen Kampagnen der Ge-
werkschaften und Bündnispartnern aus sozialen Bewegungen 
und Parteien zu verbinden. Der LINKEN kann in diesem Pro-
zess eine tragende Rolle zukommen, wenn es ihr gelingt, an die 
neuen Klassenauseinandersetzungen anzuknüpfen. Was in ei-
ner Gesellschaft als »selbstverständlich«, »normal« gilt, welche 
Vorstellungen von guter Arbeit und einem guten Leben sich ge-
sellschaftlich verallgemeinern und durchsetzen, ist eine Frage 
der (Klassen-)Kämpfe um die Hegemonie. Im Sinne einer »re-
volutionären Realpolitik« (Rosa Luxemburg) geht es heute da-
rum, verbunden mit den »Tageskämpfen« wie den neuen Streiks 
einen »Kulturkampf« um die Arbeit der Zukunft zu führen, der 
unterschiedliche Erfahrungen und Ansprüche in einer fragmen-
tierten Arbeitswelt bündeln kann. DIE LINKE sollte ihre Kon-
zepte zur Regulierung der Arbeit bündeln und eine mobilisie-
rende Agenda für die Arbeit der Zukunft entwickeln:
■ Jede Arbeit muss so bezahlt werden, dass die Existenz (auch 

im Alter) gesichert wird.
■ Es muss drin sein, die eigene Zukunft planen zu können und 

gleichen und geschlechtergerechten Zugang zu sozialer Ab-
sicherung zu haben.

■ Gute Arbeit darf nicht krank machen und auch nicht nach ei-
nigen Jahren zu Erschöpfung und Burnout führen. Es geht um 
eine neue »Humanisierung der Arbeit« durch eine »Stress-
bremse« und den Ausbau von Mitbestimmungsrechten.

■ Eine erneuerte Initiative zur Arbeitszeitverkürzung müsste 
sich um die breit getragenen, aber konkret sehr unterschied-
lichen Wünsche nach mehr selbstbestimmter Zeit drehen 
und diese zu einem Kampf um eine neue (und gegenüber 
der alten Vollzeitnorm auch flexibleren und geschlechterge-
rechten) gesellschaftlichen Norm bündeln. Beruf und Freun-
dInnen, Familie, kulturelle und politische Aktivität müssen 
in allen Lebensphasen miteinander vereinbar sein. Es geht 

darum, durch Umverteilung der Arbeit Dauererwerbslosig-
keit, unfreiwillige und prekäre Teilzeit sowie die Überlastung 
durch zu lange Arbeitszeiten zu überwinden. Die Arbeitszeit 
muss sich mehr um das Leben drehen und das Leben weni-
ger um die Arbeit. Die Forderung »Arbeit umverteilen statt 
Dauerstress und Existenzangst« wäre vielleicht geeignet, um 
Projekten wie der »kurzen Vollzeit« von etwa 30-32 Stunden 
und flexiblen Modellen für unterschiedliche Lebensphasen 
wie Sabbatjahren, Familien- und Bildungsauszeiten eine ge-
meinsame Strahlkraft zu verleihen.

■ Die Frage der Allgemeinverbindlichkeit der Tarifverträge ist 
eine Schlüsselfrage für die Zukunft der Arbeit. Anknüpfend 
an betriebliche Auseinandersetzungen um Tarifbindung (wie 
etwa bei Zara) muss gemeinsam mit den Gewerkschaften 
der politische Kampf gegen die Unternehmensverbände da-
rum geführt werden, dass Anträge auf Allgemeinverbindlich-
keit von den Interessen der Beschäftigten ausgehen und von 
den Gewerkschaften alleine gestellt werden können (statt wie 
bisher im Einvernehmen von Gewerkschaften und Kapital-
seite).

Neue Bündnisse für die Stärkung des Öffentlichen, 
Umverteilung und Demokratisierung
Die beiden Antworten der Großen Koalition auf die Wachstums-
krise, die Förderung der Exportindustrien durch Freihandelsab-
kommen wie TTIP und Ceta sowie die Förderung der Investitio-
nen durch Privat-Öffentliche-Partnerschaften nach dem Beispiel 
des Juncker-Plans führen zu weiterer Prekarisierung und Priva-
tisierung und tragen so zur Aushöhlung der Demokratie bei.

Ein strategischer Anker, der eine Transformationsperspek-
tive über das neoliberale Exportmodell hinaus entwickelt, muss 
die Auseinandersetzung um eine andere Wirtschaftsstruktur 
durch Ausbau der öffentlichen Güter und den sozial-ökolo-
gischen Umbau der Wirtschaft mit konkreten gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen um bessere Arbeits- und Lebensbedin-
gungen verbinden.

Exemplarisch (!) könnte das in den Tarifrunden der Erzieher-
Innen, aber auch in verstärkten Auseinandersetzungen im Ge-
sundheits- und Pflegebereich (z.B. um Personalbemessung an 
der Berliner Charité) gelingen. Es ginge darum, die in den Kämp-
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fen um gute Arbeit in diesen Bereichen bereits (ansatzweise) 
politisierten Perspektiven der Aufwertung sozialer Dienstleis-
tungen in der Bildung, Pflege und Gesundheitsversorgung mit 
dem Kampf um den Ausbau und die Qualität der öffentlichen 
Daseinsvorsorge, um gute Bildung, Pflege und Gesundheit für 
alle zu verbinden. Damit würden Kernelemente des neoliberalen 
Exportmodells in die Auseinandersetzung hineingezogen. Zum 
neoliberalen Exportmodell gehören auch die Schuldenbremse 
und unsoziale Kürzungspolitik, niedrige Steuern für Konzerne 
und Vermögende und das Kaputtsparen und die Privatisierung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge. Die zumeist von Frauen ge-
leistete Arbeit mit den Menschen in sozialen Dienstleistungen 
im Bildungs-, Erziehungs-, Pflege- und Gesundheitsbereich wird 
gegenüber Arbeit in der Exportindustrie abgewertet und unter-
finanziert. Mit den Forderungen zur Pflege, Gesundheit und Bil-
dung im Rahmen der Kampagne wird einer veränderten Klas-
senzusammensetzung Rechnung getragen: Mittlerweile sind in 
sozialen Dienstleistungen mehr Menschen als in der Exportin-
dustrie beschäftigt. Die öffentliche Verarmung, die Politik von 
Prekarisierung von Leben und Arbeiten kann diese Beschäf-
tigten in Widerspruch zur aktuellen Regierungspolitik bringen. 
Gerade im Gesundheitswesen und bei der Pflege zeigt sich be-
sonders deutlich, dass die Mehrheit der Lohnabhängigen von 
Unterfinanzierung und Pflegenotstand betroffen ist.

Auch der Zerfall der öffentlichen Infrastruktur etwa in Schu-
len, Krankenhäusern und bei der Verkehrsinfrastruktur führt zu 
einer Auseinandersetzung, die an den Kern des Exportmodells 
rührt, Kritik anstößt und neue Bündnisse ermöglichen kann: 
Gabriels Expertenkommission für Investitionen hat ebenso wie 
die europäische Kommission erkannt, dass Anreize für Inves-
titionen in die Realwirtschaft notwendig sind. Daher sollen mas-
siv öffentlich-private Partnerschaften ausgeweitet werden: Die 
»Privaten« in dieser Partnerschaft fordern Renditen von min-
destens sechs Prozent, die Kosten tragen die SteuerzahlerInnen 
und die Beschäftigten. Während die Große Koalition an der Ideo-
logie der »Schwarzen Null« und der Schuldenbremse festhält 
und so Privatisierungsdruck und die Belastung der unteren und 
mittleren Einkommen fördert, ist es bei den derzeitigen nied-
rigen Zinsen gut zu vermitteln, einen Teil der Investitionsmittel 
durch öffentliche Kreditaufnahme zu finanzieren.

DIE LINKE hat mit der Forderung eines Zukunftsinvestiti-
onsprogramms von 100 Milliarden Euro für den Ausbau von 
guter Bildung, Gesundheit und Pflege, sozialen und ökolo-
gischen Wohnungsbau und die Förderung der Lebensqualität 
in den kaputtgesparten Kommunen ein Einstiegsprojekt, das 
auf die Stärkung und Demokratisierung des Öffentlichen durch 
Umverteilung des Reichtums abzielt. Die Herausforderung be-
steht darin, an konkrete Auseinandersetzungen um Löhne und 
Arbeitsbedingungen in den sozialen Dienstleistungen und im 
Bildungsbereich, Mietenproteste und Auseinandersetzungen 
um das »Recht auf Stadt«, um kleine Schulklassen, gute Studi-
enbedingungen und gegen die Eliteorientierung, Ökonomisie-
rung und prekäre Arbeit an den Hochschulen anzudocken. Zu-
dem braucht der Kampf um Umverteilung eine neue Sprache. 
Eine Erfahrung aus der Kampagne »umfairteilen« ist, dass es 
einen stärkeren Gegnerbezug braucht, eine Mobilisierung, die 
sich nicht davor scheut, die Reichtumskonzentration bei dem 

1% der Superreichen mit anschaulichen Beispielen zu skanda-
lisieren. Mehrheiten für Umverteilung lassen sich da gewinnen, 
wo konkrete Verbesserungen der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen und eine neue, demokratische Qualität der öffentlichen 
Daseinsvorsorge konkret werden. Wichtig sind daher ausstrah-
lungskräftige Projekte vor Ort wie das kostenfreie Kita-Jahr in 
Thüringen, kostenfreier öffentlicher Nahverkehr, kommunale, 
sozial gerechte, ökologisch und demokratisch organisierte En-
ergieversorgung über Stadtwerke, die von BürgerInnen-Initia-
tiven und Gewerkschaften mit kontrolliert werden, oder Ener-
giegenossenschaften. Von diesen Erfahrungen ausgehend kann 
eine gesellschaftliche Zustimmung und Mobilisierung für Um-
verteilung und ein Zukunftsinvestitionsprogramm organisiert 
werden.

Die Frage der Demokratie könnte in den nächsten Jahren zu 
einem wichtigen Bündelungspunkt der verschiedenen Wider-
sprüche des neoliberalen Exportmodells werden. Bei den Pro-
testen gegen die Krisenpolitik, gegen von Konzerninteressen 
dominierte Großprojekte wie Stuttgart 21 oder Olympia, gegen 
neoliberale Stadtpolitik und Privatisierungen steht die Demo-
kratiefrage ebenso im Vordergrund wie bei den Auseinander-
setzungen um die Gestaltung der Energiewende. Ein wichtiger 
Kristallisationspunkt von Auseinandersetzungen um gute Ar-
beit, um das Öffentliche und um die Verteidigung der Demokra-
tie sind die in den letzten Monaten stark gewachsenen Proteste 
gegen neoliberale Freihandelsabkommen wie TTIP, Ceta und 
TISA. Hier könnten sich auch Sollbruchstellen der Großen Ko-
alition auftun, wenn Angela Merkel TTIP in diesem Jahr gegen 
allen Widerstand durchboxen will und es u.a. über einen Mitglie-
derentscheid gelingt, den Druck innerhalb der Sozialdemokratie 
und den Gewerkschaften zu erhöhen. Auch der rechte Kultur-
kampf mit seiner Mischung aus rechter Demokratiekritik und 
Forderungen nach »direkter Demokratie« zeigt die Dringlich-
keit eines linken Demokratisierungsprojekts. Aus einer sozialis-
tischen Perspektive geht es dabei einerseits um die Verteidigung 
und radikale Ausweitung der politischen Demokratie, anderer-
seits um die Eigentumsfrage, die Demokratisierung der Arbeit, 
der Wirtschaftsstrukturen und Investitionsentscheidungen. Für 
die Linke könnte eine erneuerte Wirtschaftsdemokratie verbun-
den mit den Auseinandersetzungen um die Zukunft der Arbeit 
ein Einstiegsprojekt in diese Richtung sein.

Die Einstiegsprojekte für eine radikale Umverteilung des 
Reichtums, für alle zugängliche und demokratisch gestaltete 
öffentliche Güter (Commons), Arbeitszeitverkürzung und Hu-
manisierung der Arbeit, Wirtschaftsdemokratie und kommunale 
Demokratisierung könnten Umrisse einer anderen Kultur des 
Wohlstands und einer sozialen, ökologischen und demokratisie-
renden Transformation in der Doppelkrise des kapitalistischen 
Wachstums bilden. Es ginge darum, ein neues gesellschaftliches 
Bündnis zu bilden: gegen die erstarrte große Koalition der Su-
perreichen und neoliberalen Eliten – eine große gesellschaft-
liche Koalition für soziale Gerechtigkeit, ökologische Zukunfts-
fähigkeit und wirkliche Demokratie.
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»Ist die Krise nunmehr die Stunde der 
Linken?« Offenkundig nicht. Jetzt, wo 
das griechische Wahlvolk die zerstöre-
rische Austeritätspolitik abgewählt hat 
und Syriza mit dem Rücken zur Wand 
eines ökonomischen Spielraums für ei-
nen Politikwechsel bedarf, existiert 
keine kohärente, handlungsfähige eu-
ropäische Linke, die auch nur öffent-
lichkeitswirksamen Druck auf die na-
tionalen und europäischen politischen 
Eliten aus üben könnte. Ferner: Trotz 
eines Europäischen Gewerkschafts-
bundes bleiben die großen Einzel-
gewerkschaften auf ihre nationalen 
Lohnregime fokussiert und die gewerk-
schaftliche Initiative »Europa neu be-
gründen« Appell. 

Zum politischen Umfeld aller euro-
päischen »Linksparteien« gehören das 
Erstarken eines modernen Rechtspo-
pulismus wie die Abkehr nahezu ei-
ner Hälfte der jeweiligen Wahlbevölke-
rung von der aktiven Teilnahme an den 
politischen Willensbildungsprozessen 
auf kommunaler wie nationaler Ebene. 
Mit einer adäquaten Analyse und poli-
tischen Antwort auf diesen Rechtspo-
pulismus, hinter dem massive arbeits-
gesellschaftliche, sozialstrukturelle und 
demokratiepolitische Verwerfungen des 
Finanzmarktkapitalismus stehen, tun 
sich die Linksparteien in den jeweiligen 
Ländern nach wie vor schwer.

Aber bleibt nicht doch der Selbst-
zweifel innerhalb der Elite wegweisend: 
»Ich beginne zu glauben, dass die Linke 
recht hat.« (Frank Schirrmacher) Dieses 
Eingeständnis an Perspektivlosigkeit 
neoliberaler Politik »verstörte« die 
Linke, machte sie kurzzeitig »sprach-
los« und beförderte einen fatalen Beiß-
reflex: Zur Bewahrung des linken, 
sys temkritischen Alleinstellungsmerk-
mals fordern Teile der Linken verstärkt 
die Abgrenzung, wenn nicht gar einen 
»Bruch« mit der Sozialdemokratie 
und »beschwören ängstlich die Geis-
ter der Vergangenheit« (Marx). Da-

gegen ist die »Verzwergung der SPD« 
(Heribert Prantl) vielmehr Ausdruck 
strategischer wie hegemoniepolitischer 
Orientierungslosigkeit. Der amtierende 
Parteivorsitzende Gabriel »hat der SPD 
keine neue Machtoption eröffnet, we-
der inhaltlich noch strategisch ... Gewin-
ner ist die Linkspartei. Indem der SPD-
Parteivorsitzende in die Mitte rückt, gibt 
er das linke Spektrum für die SPD prak-
tisch verloren.« (Albrecht von Lucke, 
Blätter für deutsche und internationale 
Politik 1/2015).

Ein Ausweg: eine Debatte über die 
Zukunftsfähigkeit von Rot-Rot-Grün für 
einen Politikwechsel. Wichtig ist dabei, 
dass die Linkspartei selbst ihre »Sprach-
losigkeit« überwindet. Das wird nicht 
ohne innerparteilichen Streit um eine 
moderne sozialistische Transformati-
onsstrategie abgehen. So hat der Thü-
ringer Landesverband schon länger eine 
Methode der politischen Arbeit prak-
tiziert, mit der über den Aufbau einer 
bündnispolitischen Vertrauenskultur 
Grüne und SPD gegenüber einer bürger-
lichen Hegemonie für ein Regierungs-
projekt gewonnen werden konnten, das 
die Bürger selbst zu Beteiligten machen 
will. Sozialismus begleitet daher dieses 
Projekt publizistisch. 

Um diese bündnispolitischen Her-
ausforderungen gibt es aber innerpar-
teiliche Richtungsaus-
einandersetzungen, 
die bspw. der vor 
kurzem konsti-
tuierte »Lieb-
knecht-Kreis 
Sachsen« für ei-
nen »Streit um 

zwei Linien der Politik, die nicht mit-
einander vereinbar sind« (junge welt, 
18.3.2015), hält. In der Kritik wird sich 
auf folgende These bezogen: »Die Vor-
stellung, dass (Mitte-)Linksregierungen 
notwendig oder auch nur im Regel-
fall progressive Politik nach sich zie-
hen, ist falsch«, so Raul Zelik im ND 
vom 1.6.2014. Andererseits begründet 
die Vorsitzende der Linkspartei in Thü-
ringen den eingeschlagenen Weg damit, 
dass darin DIE LINKE »›als Ort der ge-
meinsamen Praxis funktioniert, in der 
sich Erfahrungen neu zusammensetzen 
und gesellschaftlich etwas bewegen kön-
nen‹, wie Raul Zelik schrieb« (Susanne 
Hennig-Wellsow, ND vom 16.3.2015).

Um strategische Überlegungen geht 
es auch in den beiden voranstehen-
den Beiträgen »Verbindende Partei« 
und »Aprilthesen«. Eine links-popu-
lare Gegenstrategie zielt für den LIN-
KEN-Vorsitzenden darauf ab, »soli-
darische Brücken« in der Bündelung 
unterschiedlicher Milieus und Erfah-
rungen zu fördern; und die »Aprilthe-
sen« fordern die LINKE dazu auf, ihren 
bündnispolitischen »Willen nach außen 
erkennbar zu kommunizieren und nach 
innen ihre politische Arbeit darauf aus-
zurichten«. In dieser Strategiediskus-
sion sollte die Deutungskompetenz für 
die Gesamtpartei durch die argumen-
tative Bezugnahme auf innerparteiliche 
Gegenpositionen noch erhöht werden.

Es sei daran erinnert: In der Ge-
schichte der Linken stehen gerade die 
»Aprilthesen« von 1917 für einen in-
nerparteilich nicht breit ausdiskutier-
ten radikalen Kurswechsel politischer 
Beschleunigung – Lenins linksradika-
ler »Tigersprung« über die bürgerlich-
parlamentarische Demokratie hinaus –, 
der nicht lange trug und sich schon nach 
kurzer Zeit bitter rächen sollte. Für die 
kapitalismustheoretische Erdung der 
laufenden Transformations- und Stra-
tegiediskussion innerhalb der LINKEN 
sollten aus unserer Sicht daher alle Be-
teiligten bedenken: »Wenn wir nicht in 
der Gesellschaft, wie sie ist, die materi-
ellen Produktionsbedingungen und ih-
nen entsprechenden Verkehrsverhält-
nisse für eine klassenlose Gesellschaft 
verhüllt vorfänden, wären alle Spreng-
versuche Donquichoterie.« (Karl Marx 
1857/58)K
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